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In der vom Deutschen 
Verein veröffentlichten 
Publikation geht es um 
unterschiedliche Themen-
bereiche, die die Frage der 
Umsetzung des Bundes-
teilhabegesetzes für Men-
schen mit Behinderung 
betreffen. Dabei geht es 
sowohl um die Lebenssi-
tuation als auch die Beur-
teilung der neuen Entwick-
lung in diesem Bereich aus 
der Sicht der Betroffenen. 
Es geht aber auch um die 

Frage nach den Instrumenten der Bedarfsermittlung, 
nach der Teilhabeplanung und nach der Angemessen-
heit der Leistungen.
Der Beauftragte der Bundesregierung für die Belange 

von Menschen mit Behinderung, Jürgen Dusel, begrüßt 
zwar die Bereitschaft der Verantwortlichen, das deut-
sche Recht im Sinne der UN-Behindertenkonvention zu 
erweitern, verkennt aber die hiermit verbundenen Pro-
bleme keineswegs. Der für Deutschland typische weit-
reichende Ausbau der Sonderbereiche hat sich bis heute 
nicht zugunsten tatsächlicher Fortschritte im Bereich In-
tegration und Inklusion verändert. Auch die zunehmend 
dominanter werdende Marktorientierung und der im-
mense bürokratische Aufwand, der mit der konkreten 
Umsetzung von Teilhabe verbunden ist, haben sich bis-
her nicht eindämmen lassen.
Annett Löwe und Florian Steinmüller beschreiben die 

Umsetzung des Bundesteilhabegesetzes in den Bundes-
ländern und erläutern detailliert die Bereiche, auf die es 

Auswirkungen hat. Natalie Taubert resümiert die ersten 
Erfahrungen, die Betroffene mit dem neuen Gesetz ge-
macht haben. Obwohl noch viel zu tun ist, um auch die 
Bereiche Schule und Ausbildungsmarkt für Menschen 
mit hohem Unterstützungsbedarf zu öffnen, stellt sie 
mit Befriedigung fest, dass Begriffe wie Inklusion und 
Barrierefreiheit inzwischen für eine relativ breite Bevöl-
kerung geläufige und akzeptierte Begriffe sind.
Heike Engel und Thomas Schmidt-Schäfer erläutern 

die personenzentrierten Instrumente der Bedarfsermitt-
lung und die Voraussetzungen, die diese erfüllen müs-
sen, um ihrem Zweck angemessener Unterstützungs-
strategien gerecht zu werden.
Weitere thematische Aspekte, die in der Publikation be-

rücksichtigt werden, sind die Teilhabeplanung im Rah-
men des trägerübergreifenden Reha-Prozesses (Mar-
cus Schian/Bernd Giraud) und das Peer Councelling im 
Rahmen der Teilhabeberatung (Gisela Hermen/Matthi-
as Rösch).
Trotz der Fortschritte, die das neue Gesetz in einigen 

Bereichen zu verzeichnen hat, kommt Albrecht Rohr-
mann, ausgewiesener Inklusionsexperte, zu der Schluss-
folgerung: „Es lässt sich festhalten, dass das Bundes-
teilhabegesetz den Herausforderungen des durch die 
UN-Behindertenkonvention profilierten Paradigmen-
wechsels nur sehr bedingt gerecht wird. Die aktive Um-
setzung der Konvention durch geeignete, wirksame und 
verbindliche Maßnahmen ist in zentralen Bereichen 
nicht zu erkennen.“ (S. 13).
Die gleichberechtigte Teilhabe von Menschen mit ho-

hem Unterstützungsbedarf im Bildungssystem und auf 
dem Arbeitsmarkt scheint noch lange auf sich warten 
zu lassen.
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